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ÖLTEN. 10. April 1930 Nr. 15 16. Jahrgang

SCHWEIZER-SCHULE
WOCHENBLATT DER KATHOL SCHULVEREINIGUNGEN DER SCHWEIZ

DER „PÄDAGOGISCHEN BLATTER" 37. JAHRGANG

BEILAGEN; VOLKSSCHULE - MITTELSCHULE - DIE LEHRERIN
FOR DIE 8CHRIFTLEITUNB DES WOCHENBLATTES: i. TROXLER, PROFESSOR, LUZERN, VILLENSTRASSE 14, TELEPHON 21.88
ABONNEMENTS-JAHRESPREIS FR. 10.-(CHECK Vb 92), BEI DER POST BESTELLT FR. 10.20. AUSLAND PORTOZUSCHLAB
INSERATEN-ANNAHME, DRUCK UND VERSAND DURCH DEN VERÜB OTTO WALTER A.-B., ÖLTEN • INSERTIONSPREIS: NACH SPEZIALTARIF

INHALTi Das Rundschrelben Plus XI. Ober die christliche Erziehung der Jugend — Schulnachrichten — Kranken¬
kasse — BEILAGEi Die Lehierln Nr. 3.

Das Rundsohreiben Pius XI. Uber die christliche
Erziehung der Jugend.

(Fortsetzung.)

Das Erziehungsrecht des Staates.
Wenn aus diesem Vorrang der Erziehungsmission

der Kirche und der Familie für die gesamte Gesellschaft,

wie wir gesehen haben, sehr grosse Vorteile
erwachsen, so kann daraus keinerlei Schaden entstehen
für- das wirkliche Eigenrecht des Staates auf Erziehung
der Staatsbürger gemäss der von Gott gesetzten
Ordnung.

a) Unter dem Gesichtspunkt des Gemeinwohls.
Dieses Recht ist vom Urheber der Natur selber

der staatlichen Gesellschaft nicht, wie der Kirche und
Familie, auf Grund einer Vaterschaft verliehen worden,
sondern kraft der ihr zustehenden Gewalt zur Förderung

des diesseitigen Gemeinwohles, das ja gerade ihr
Eigenziel darstellt. Folglich kann der staatlichen
Gemeinschaft die Erziehung nicht in derselben Weise wie
der Kirche und Familie zustehen, sondern in anderer
ihrem Eigenzweck entsprechender Art.

b) Zweifache Funktion.
Dieser Zweck, das Gemeinwohl natürlicher

Ordnung, besteht in Friede und Sicherheit, wovon dann
die Familie und der Einzelbürger für den Gebrauch
ihrer Rechte Gewinn haben, und zugleich im Höchst-
mass geistigen und materiellen Wohles, soweit es sich
durch einträchtige und geordnete Zusammenarbeit
aller in diesem Leben verwirklichen lässt. Zweifach ist
'also die Funktion der im Staat- liegenden weltlichen
Gewalt: zu schützen und zu fördern; aber nicht, die
Familie und den Einzelmenschen aufzusaugen oder
sich an ihre Stelle zu setzen.

Deswegen hat der Staat im Bereich der Erziehung
das Recht oder besser die Pflicht, in seiner Gesetzgebung

das dargetane ältere Recht der Familie auf die
christliche Erziehung der Nachkommenschaft zu
schützen und folgerichtig das übernatürliche Recht der
Kirche auf eine solche christliche Erziehung zu achten.

- Ebenso ist es Aufgabe des Staates, dieses Recht
zugunsten der Nachkommenschaft zu schützen, wenn
die Eltern fehlen oder aus Unfähigkeit oder Unwürdig-
keit es moralisch oder physisch an der Erziehung man-
-geln lassen sollten. Denn ihr Erziehungsrecht ist, wie
gesagt, nicht absolut und unumschränkt, sondern
abhängig vom natürlichen und göttlichen Gesetz und

darum der Autorität und dem Urteil der Kirche und
ebenso um des Gemeinwohls willen der Aufsicht und
dem Rechtsschutz des Staates unterstellt. Ueberdies
ist die Familie keine vollkommene Gesellschaft, die
alle Mittel zur eigenen Vervollkommnung in sich be-
sässe. In diesem übrigens seltenen Ausnahmefall setzt
sich nicht der Staat an die Stelle der Familie, sondern
ergänzt das Fehlende und trifft mit entsprechenden
Mitteln Vorkehrungen, immer in ' Uebereinstimmung
mit den natürlichen Rechten der Nachkommenschaft
und den übernatürlichen der Kirche.

Ganz allgemein ist sodann Recht und Pflicht deB

Staates, nach den Normen der gesunden Vernunft und
des Glaubens die sittliche und religiöse Erziehung der
Jugend zu schützen durch Entfernung aller in der
Oeffentlichkeit auftretenden schädlichen Einflüsse.

In erster Linie steht es dem Staate wieder um
des Gemeinwohls willen zu, auf vielseitige Weise
Erziehung und Unterricht der Jugend zu fördern.
Zunächst schon dadurch, dass er den Unternehmungsgeist
und die Arbeit von Kirche und Familie begünstigt und
unterstützt, deren starke Wirkungskraft Geschichte
und Erfahrung erweisen. Dann dadurch, dass er ihre
Arbeit vervollständigt, wo sie nicht hinreicht oder
nicht genügt, auch durch eigene Schulen und Anstalten.

Denn der Staat ist mehr als jedejr andere im
Besitz von Mitteln, die ihm für die Bedürfnisse der
Gesamtheit zur Verfügimg stehen, und es entspricht der
Gerechtigkeit, dass er sie zum Vorteil derer verwende,
von denen sie herkommen")

Ausserdem kann der Staat fordern und darum dafür

sorgen, dass alle Staatsbürger die notwendige
Kenntnis ihrer staatsbürgerlichen und nationalen
Pflichten und einen gewissen Grad geistiger, sittlicher
und körperlicher Kultur besitzen, wie sie unter den

heutigen Verhältnissen vom Gemeinwohl tatsächlich
gefordert wird.

Indes ist es klar, dass der Staat bei aller Förderung

des öffentlichen und privaten Schul- und
Erziehungswesens die angestammten Rechte von Kirche
und Familie auf die christliche Erziehung achten und
überdies die ausgleichende Gerechtigkeit berücksichtigen

muss. Deswegen ist jedes Erziehungs- und
Schulmonopol ungerecht und unerlaubt, wenn es die Familie
physisch oder moralisch zwingt, ihre Kinder entgegen

*2) Ansprache an die Zöglinge des Kollegs von Mon-

dragone am 14. Mai 1929.
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